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Denkmalschutz: 
Alle historischen Steinsetzungen wie vorhandene Meilensteine, historische Grenzsteine, Wege-
steine, Trockenmauern u. ä. sind Kleindenkmale im Sinne von § 2 Abs.1 SächsDSchG. Diese sind 
an Ort- und Stelle zu belassen und vor Veränderung zu schützen. Bei erforderlichen Eingriffen ist 
eine Genehmigung nach § 12 SächsDSchG beim Landratsamt Bautzen zu beantragen. 
 
3.  Untere Immissionsschutzbehörde       
Aus immissionsschutzrechtlicher Sicht bestehen Bedenken gegen den Vorentwurf des Angebots-
B-Plans zur Entwicklung eines Mischgebietes. 
Die Bedenken können ausgeräumt werden, wenn in die textlichen Festsetzungen Maßnahmen 
zum Schallschutz aufgenommen werden. 
Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen (Lärmschutz) 
In den Wohngebäuden ist eine Grundrissorientierung nach Kriterien des Lärmschutzes vorzuneh-
men. Überwiegend zum Schlafen genutzten Räume (Schlafzimmer, Kinderzimmer, dauerhaft ge-
nutzte Gästezimmer) sind so anzuordnen, dass sie ein Fenster an der von der Staatsstraße abge-
wandten Gebäudeseite (Westfassade) haben. Alternativ kann auch der Einbau einer schallge-
dämmten Belüftungseinrichtung vorgesehen werden, wenn die Anordnung von Fenstern von über-
wiegend zum Schlafen genutzter Räume so nicht gewollt wird. Baukomponenten müssen mit ent-
sprechend hohen Schalldämm-Maßen ausgewählt werden, um den Schallschutz gegen Außen-
lärm gemäß DIN 4109 zu gewährleisten. 
Diese Festsetzung ist durch die Darstellung des Planzeichens, Umgrenzung von Flächen zum 
Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen oder Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche 
Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundesimmissionsschutzes (siehe Anlage PlanzVO 5), im 
Planteil im Bereich der östlichen Baugrenze zu ergänzen. 
 
Begründung: 
Die Festsetzung von Lärmschutzmaßnahmen ist notwendig, um gesunde Wohn- und Arbeitsver-
hältnisse zu gewährleisten. Durch den Straßenverkehr der östlich am Plangebiet verlaufenden 
Staatsstraße S116 kann es an der  der Baugrenze (ca. 10 Meter Abstand zur Straßenmitte) zu Ge-
räuschimmissionen mit Beurteilungspegeln tags von ca. 67 dB(A) und nachts von ca. 59 dB(A) 
kommen. Die Grenzwerte der 16. BImSchV Verkehrslärmschutzverordnung tags 64 dB(A) und 
nachts 54 dB(A) werden deutlich überschritten. Damit sind die Orientierungswerte der DIN 18005 
Schallschutz im Städtebau tags 60 dB(A) und nachts 50 dB(A) ebenfalls überschritten (überschlä-
gige Berechnung nach RLS-19 anhand der Verkehrszähldaten von 2021: DTV 7400 mit 7 % Lkw-
Anteil). 
Laut DIN 18005, Beiblatt 1 ist ein ungestörtes Schlafen mit nur teilweise geöffnetem Fenster selbst 
bei Beurteilungspegeln von über 45 dB(A) häufig nicht mehr möglich. 
 
Die zur Information in der Tabelle angegebenen Werte veranschaulichen die Verringerung des Ge-
räuschpegels mit der Vergrößerung des Abstandes (bzgl. dieser Verkehrsbelastung):  

Abstand tags nachts 
20 m 62 dB(A) 55 dB(A) 
25 m 60,8 dB(A) 53 dB(A) 
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Zum Lärmschutz sollte unter immissionsschutzrechtliche Hinweise der folgende Punkt aufgenom-
men werden:  
Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen (Lärmschutz) 
Luftwärmepumpen, Klimaanlagen und vergleichbare Anlagen haben in Abhängigkeit ihrer Schall-
leistung folgende Abstände zu schützenswerten Daueraufenthaltsräumen nach DIN 4109 der 
Nachbarbebauung innerhalb eines Mischgebietes einzuhalten (bei unbebauten Flächen ist der Ab-
stand von der Bebauungslinie zu nehmen, von der nach Planungsrecht die Möglichkeit besteht, ein 
Gebäude mit schutzbedürftigen Räumen zu errichten): 

Schallleistungspegel 
[dB(A)] 

Abstand 
[m] 

64 20 
61 15 
58 10 

 
Eine Reduzierung des Abstandes kann zugelassen werden, wenn durch ein Sachverständigengut-
achten der Nachweis erbracht werden kann, dass durch die lärmemittierende Anlage unter Beach-
tung der Vorbelastung die Immissionsrichtwerte der TA Lärm im Einwirkungsbereich eingehalten 
werden können. 
 
 
4.  Abfallrecht/Bodenschutz 
 
Zum vorliegenden Bebauungsplan 
vom April 2026, ergeben sich aus Sicht der unteren Abfall- und Bodenschutzbehörde nachfolgende 
Anmerkungen und Hinweise: 
 
Bodenschutz 
Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß dem  und der 

 Bodenver-
siegelungen in erster Linie mit Entsiegelungen zu kompensieren sind. Durch den Planungsträger 
sind mögliche Maßnahmen zur Flächenentsiegelung zu prüfen. Das Ergebnis ist im Umweltbericht 
darzustellen. 
 
Bei der Ausführung der künftigen Baumaßnahmen sind die allgemeinen Grundsätze des Boden-
schutzes, wie sparsamer und schonender Umgang mit dem Schutzgut Boden sowie der Schutz des 
Bodens vor Verunreinigungen, unnötigen Versiegelungen und Verdichtungen sowie sonstigen schä-
digenden Einflüssen, zu beachten. Vor Baubeginn ist vorhandener Mutterboden (Oberboden) im 
Bereich der Baustellen und Nebeneinrichtungen zu sichern (§ 202 BauGB). Ein Überschütten von 
Mutterboden mit Aushub- oder Baumaterial ist nicht zulässig. Anfallendes Aushubmaterial ist ge-
trennt nach Mutterboden und Unterboden zu gewinnen, zwischenzulagern und einer Wiederverwen-
dung möglichst vor Ort zuzuführen. 
 
Altlasten 
Es wird bestätigt, dass nach dem derzeitigen Bearbeitungsstand und der aktuell vorhandenen Da-
tenbasis über Altlasten bzw. Altlastenverdachtsflächen im Plangebiet keine Erkenntnisse vorliegen. 
Sollten schädliche Bodenveränderungen bekannt oder verursacht werden, so haben die Verpflich-
teten nach § 4 Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) unverzüglich die notwendigen Maßnah-
men zur Gefahrenabwehr und zur Sanierung zu ergreifen. Weiterhin ist in diesem Falle umgehend 
das Landratsamt Bautzen, Abfallamt, Sachgebiet Abfallrecht/Bodenschutz, gemäß § 13 Ab-
satz 3 Sächsisches Kreislaufwirtschafts- und Bodenschutzgesetz (SächsKrWBodSchG) zur Abstim-
mung weiterer Maßnahmen zu unterrichten. 
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Gutachten, Berichte, Karten und Untergrundmodelle (hier: Geologische Karte der eiszeit-
lich bedeckten Gebiete von Sachsen M 1: 50.000, Geologische Karte Lausitz-Jizera-Kar-
konosze M 1: 100.000, Geologische Übersichtskarte Sachsens M 1: 400.000) 

[5] DWA-A138-1: Planung, Bau und Betrieb von Anlagen zur Versickerung von Nieder-
schlagswasser. Arbeitsblatt, Deutsche Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser, und 
Abfall e.V., Oktober 2024  

 
 
1 Zusammenfassendes Prüfergebnis 
 
Aus Sicht des LfULG stehen dem Vorhaben keine Bedenken entgegen.  
 
Wir empfehlen, im Rahmen der weiteren Planbearbeitung die Hinweise zur Geologie un-
ter Punkt 2 sowie die Hinweise zur natürlichen Radioaktivität unter Punkt 3 zu berück-
sichtigen. 
 
Die Belange des Schutzes vor Fluglärm, der Anlagensicherheit / Störfallvorsorge sowie 
des Fischartenschutzes bzw. der Fischerei sind nicht berührt. 
 
Wir bitten darum, das LfULG über das Abwägungsergebnis / die Erwiderung des Vorha-
benträgers vor Beschlussfassung zu informieren (Vgl. § 4 SächsUIG). 
 
 
2 Geologie 
 
2.1 Prüfumfang 
 
Es wurden die geologischen Belange und Sachverhalte in den Planunterlagen zum Vorentwurf 
[2] geprüft.  
 
Die Planunterlage [2] enthält einen geotechnischen Bericht [3]. Der Bericht wurde auf Plausi-
bilität der geologischen Sachverhalte (Darstellung der geologischen und hydrogeologischen 
Situation, Schichtenbeschreibung, Baugrundmodell, Charakteristik der Baugrundschichten, 
bodenmechanische Kennwerte, hydrogeologische Sachverhalte) und bezüglich der daraus ab-
geleiteten bautechnischen Erfordernisse (Baugrundbeurteilung, bautechnische Hinweise und 
Empfehlungen) geprüft. Nachrechnungen geotechnischer und hydrogeologischer Angaben er-
folgten nicht. 
 
 
2.2 Prüfergebnis 
 
Aus geologischer Sicht stehen dem Vorhaben gemäß [2] keine Bedenken entgegen. Wir emp-
fehlen die Berücksichtigung der nachfolgenden Hinweise und ihre Aufnahme in die Planungs-
unterlagen zur umfassenden Information. 
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2.3 Plausibilitätsprüfung des Geotechnischen Berichtes [3] 
 
Der Umfang der Baugrunduntersuchungen (Anzahl, Art, Tiefe der Aufschlüsse, Labor- und 
Feldarbeiten) wird als angemessen eingeschätzt, um eine Beurteilung der Baugrundverhält-
nisse am Standort vornehmen zu können.  
Die Angaben zu den geologischen und hydrogeologischen Verhältnissen sind nach Abgleich 
mit dem Geodatenarchiv [4] plausibel. Die Schichtenbeschreibung, das Baugrundmodell, die 
Charakteristik der Baugrundschichten und die bodenmechanischen Kennwerte sind plausibel 
und nachvollziehbar.  
 
Hinsichtlich der hydrogeologischen Belange ist das Gutachten ebenfalls plausibel und nach-
vollziehbar. Es wird noch darauf hingewiesen, dass nach Geodatenarchiv [4] unterhalb der 
weichselkaltzeitlichen Gehänge-/Lößlehme glazifluviatile bis fluviatile Sande und Kiese einen 
Porenwassergrundwasserleiter (PGWL) bilden (vgl. [3]), für welchen sich anhand der langjäh-
rigen Grundwasserganglinie der Staatlichen Messstelle "Großpostwitz" (MKZ: 48520395) der 
höchste mittlere Grundwasserstand (MHGW) mit 236,96 m NHN sicher ableiten lässt.  
 
Der geotechnische Bericht ist als Grundlage für die weiteren Planungen geeignet.  
Die Ergebnisse wurden fachlich plausibel in die Planungsunterlagen [2] übernommen. 
 
 
2.4 Geologische Hinweise  
 
Planungsgrundlagen zum Baugrund  
Nach Vorliegen detaillierter Objekt-Planungen wird unsererseits angeraten, den Geotechni-
schen Bericht dem Planungsstand entsprechend fortzuschreiben, um insbesondere für die 
Gründung Planungssicherheit zu erlangen. 
 
Für die Bauphase des Neubaus wird eine geotechnische Baubegleitung empfohlen, die sicher-
stellt, dass die Gründungen im tragfähigen Baugrund abgesetzt werden. Die angetroffenen 
Baugrundverhältnisse sollen auf Tragfähigkeit überprüft, bewertet und dies dokumentiert wer-
den.  
 
 
Planungsgrundlagen zur Hydrogeologie 
Für die weiteren Planungsschritte wird empfohlen, die Untergrundeignung für die Versickerung 
von Niederschlagswasser über Versickerungsschächte in dem o.g. Porenwassergrundwasser-
leiter nach DWA [5] zu prüfen.  
 
Des Weiteren wird empfohlen, die zuständige untere Wasserbehörde diesbezüglich einzubin-
den, da ggf. eine wasserrechtliche Erlaubnis erforderlich werden kann.  
 
 
Verfügbare geologische Daten 
Über LUIS (Landwirtschaft- und Umweltinformationssystem für Geodaten - Startseite - Geolo-
gie - sachsen.de) sind alle Informationen zur Datenbereitstellung des Fachthemas Geologie 
abrufbar. Hier finden Sie  

- Dokumente des Geoarchivs 
- Digitale Bohrungsdaten 
- Digitale geologische Karten 
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- Digitale 3D-Modelle 
- Publikationen und Druckerzeugnisse 
- Gesetzliche Regelungen und Nutzungsbedingungen 

 
Für den Planungsbereich liegen im Geodatenarchiv [4] keine weiteren Schichtenverzeichnisse 
von Bohrungen vor.  
 
 
Anzeige und Übergabe der Ergebnisse von geologischen Untersuchungen 
Geologische Untersuchungen (wie z. B. Sondierungs- und Erkundungsbohrungen) sowie die 
dazu gehörigen Nachweisdaten sind spätestens zwei Wochen vor Beginn dem LfULG als zu-
ständige Behörde in Sachsen anzuzeigen (§ 8 GeolDG).  
Spätestens drei Monate nach dem Abschluss der geologischen Untersuchung sind die dabei 
gewonnenen Fachdaten (Messdaten, Bohrprofile, Laboranalysen, Pumpversuche etc.) zu 
übermitteln.  
Wenn seitens des LfULG Bewertungsdaten (Einschätzungen, Schlussfolgerungen, Gutachten) 
angefordert wurden, sind diese spätestens sechs Monate nach dem Abschluss der geologi-
schen Untersuchung an die zuständige Behörde in Sachsen (LfULG) zu übermitteln (§ 9, 10 
GeolDG). 
Wir bitten um Übernahme eines entsprechenden Hinweises in die Planunterlagen. 
 
Informationen zur Anzeige sowie zur Erfassung und Auswertung von Daten geologischer Boh-
rungen sind unter der URL www.geologie.sachsen.de 
Eine Bohranzeige kann über das P  
www.erdaufschluss-digital.de 
 
Die Regelungen des § 15 des Sächsischen Kreislaufwirtschafts- und Bodenschutzgesetzes 
(SächsKrWBodSchG) zur Übergabe von Ergebnisberichten aus Erkundungen mit geowissen-
schaftlichem Belang (Erkundungsbohrungen, Baugrundgutachten, hydrogeologische Untersu-
chungen o. ä.) durch Behörden des Freistaates Sachsen, der Landkreise, Kreisfreien Städte 
und Gemeinden sowie sonstigen juristischen Personen des öffentlichen Rechts an das LfULG 
bleiben vom GeolDG unberührt. 
 
 
3 Natürliche Radioaktivität 
 
Nach Prüfung der zu vertretenden öffentlichen Belange bestehen aus Sicht des Strah-
lenschutzes, Bereich natürliche Radioaktivität, keine Bedenken zum vorliegenden Vor-
haben  Anforderungen und Hinweise zum Radonschutz wurden in vorliegenden Pla-
nungsunterlagen bereits beachtet bzw. berücksichtigt. 
 
Ergänzend weisen wir noch auf die Möglichkeit der Radonberatung hin. 
 
 
3.1 Allgemeine Hinweise zum Radonschutz 
 

- Planungshilfe für Neu- und Bestandsbau-
https://publikationen.sachsen.de/bdb/artikel/26126) sind die Möglichkeiten zum Ra-

donschutz praxisnah erläutert. Diese Broschüre können Sie kostenlos herunterladen. 
 






